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Die Frist gemäß § 111 S. 2 SGB X beginnt zwar frühestens mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
erstattungsberechtigte Leistungsträger von der Entscheidung des erstattungspflichtigen 
Leistungsträgers Kenntnis erlangt; bei der Entscheidung über die Erstattung erbrachter 
„Zuzahlungsleistungen“ für eine stationäre Krankenhausbehandlung handelt es sich jedoch 
nicht um eine für den Fristbeginn notwendige Entscheidung im Sinne der Norm. 
Im Verhältnis des erstattungspflichtigen zum erstattungsberechtigten Leistungsträger muss 
der Leistungszweck einer solchen konkreten Sozialleistung identisch sein.   
 
§ 112 SGB X, § 111 SGB X 
 
Urteil des SG Mannheim vom 07.10.2014 – S 3 KR 1132/14 – 
Über den Ausgang der Revision beim BSG  – B1 KR 14/15 R – wird berichtet 
 

Streitig war ein Rückerstattungsanspruch der klagenden Berufsgenossenschaft gemäß § 112 
SGB X, im Fall des Versicherten M wegen Heilbehandlungskosten i.H. von rund 24.500,00 € 
sowie im Fall des Versicherten P wegen Heilbehandlungs- und Krankentransportkosten i.H. 
v. rund 10.500,00 €. 
Die beklagte Krankenkasse erbrachte für M stationäre Behandlungen, für die M jeweils Zu-
zahlungen leistete, die ihm später von der Klägerin erstattet worden sind. Für P gewährte die 
Beklagte stationäre Behandlungen und einen Krankentransport, wobei P Zuzahlungen leistete, 
die ihm durch die Klägerin nicht erstattet worden sind. Nachdem die Klägerin die Beklagte  über 
eine voraussichtliche Anerkennung und Rentenzahlung einer BK 4111 bzw. 4101 informierte, 
machte diese bei der Klägerin Erstattungsansprüche für die von ihr erbrachten Leistungen gel-
tend. Nach Begleichung der Erstattungsforderungen im April 2010 bzw. März 2012 forderte 
die Klägerin unter Bezugnahme auf das Urteil des BSG vom 16.03.2010 (– B 2 U 4/09 R – 
[UVR 11/2010, S. 637]) die Erstattungsbeträge für Einzelleistungen außerhalb der 12-Monats-
Frist gemäß § 111 S. 1 SGB X zurück. Die Beklagte lehnte dies ab, da die Frist gemäß § 111 
S. 2 SGB X erst nach ihrer Kenntnis von der Entscheidung der Klägerin über die Erstattung der 
geleisteten Zuzahlungen begonnen habe. 
 
Das SG gab der auf § 112 SGB X gestützten Klage statt, da ein Rückerstattungsanspruch 
wegen der Heilbehandlungs- und Krankentransportkosten außerhalb der 12-Monats-Frist auf 
Grund der materiellen Ausschlussfrist des § 111 S. 1 SGB X bestehe. Nach § 111 S. 2 SGB 
X beginne die Frist zwar frühestens mit dem Zeitpunkt, zu dem der erstattungsberechtigte Leis-
tungsträger von der Entscheidung des erstattungspflichtigen Leistungsträgers über seine Leis-
tungspflicht Kenntnis erlangt habe; bei der Entscheidung der Klägerin über die Erstattung der 
von M erbrachten Zuzahlungsleistungen handele es sich jedoch nicht um eine für den späte-
ren Fristbeginn notwendige Entscheidung i.S. des § 111 S. 2 SGB X. Im Verhältnis des erstat-
tungspflichtigen zum erstattungsberechtigten Leistungsträger müsse der Leistungszweck einer 
solchen konkreten Sozialleistung vielmehr identisch sein, so etwa wenn ein nicht zuständiger 
Träger der gesetzlichen Krankenversicherung Krankengeld gewähre und der zuständige Trä-
ger der gesetzlichen Unfallversicherung später eine Entscheidung über einen Anspruch auf 
Verletztengeld treffe. Ein identischer Leistungszweck bestehe demgegenüber nicht bei der 
Sachleistung stationäre Krankenhausbehandlung und der Erstattung einer durch die Versicher-
ten hierfür vorgenommenen Zuzahlung als Geldleistung. Bei einem Erstattungsanspruch wegen 
einer erbrachten Naturalleistung in Form einer Sachleistung sei in der Regel eine materiell-
rechtliche Entscheidung auf Grund der Fiktion des § 107 SGB X ausgeschlossen, wenn die 
Versicherten die Leistungen bereits vom unzuständigen Leistungsträger erhalten hätten. Au-
ßerdem sei gegenüber P auch keine Entscheidung über die Erstattung von „Zuzahlungen“ ge-
troffen worden. 
Die Rückerstattungsansprüche seien auch nicht wegen des allgemeinen Gedankens der Unzu-
lässigkeit widersprüchlichen Verhaltens ausgeschlossen, schon weil dem zitierten Urteil des 
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BSG vom 16.03.2010 (– B 2 U 4/09 R – [UVR 11/2010, S. 637]), nicht die genau gleiche 
Rechtsproblematik zugrunde liege.  
Die Sprungrevision wurde wegen grundsätzlicher Bedeutung des Rechtsstreits zugelassen, da 
es bundesweit bereits zu einer Vielzahl gleichartiger Rechtsstreitigkeiten gekommen sei und 
sich die aufgeworfene Rechtsfrage nicht unzweifelhaft an Hand der vorhandenen höchstrichter-
lichen Rechtsprechung beantworten lasse. 

 
Das Sozialgericht Mannheim  hat mit Urteil vom 07.10.2014 – S 3 KR 1132/14 –  
wie folgt entschieden: 
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